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1. Vorbemerkungen 
In den 90er Jahren haben die Arbeitgeber die Sozialpartnerschaft systematisch entwertet. Sie 
gaben zwar noch vor, gesprächsbereit zu sein, führten aber keine echten Verhandlungen mehr. 
Viele GAV wurden Schritt für Schritt ausgehöhlt. Die Arbeitgeber machten keine Konzessio-
nen mehr, sie diktierten ihren Willen, so nach dem Motto, sie wüssten selber am besten, was 
für „ihre“ Arbeitenden gut sei. Es dauerte einige Jahre, bis die Gewerkschaften sich zuneh-
mend erfolgreich wehrten und den Arbeitgebern zeigten, dass „Sozialpartnerschaft“ nicht die 
Voraussetzung, sondern das Ergebnis von Verhandlungen ist. Die Vertragspartnerschaft auf 
dem Bau wurde dank dem Streik der Bauarbeiter wieder hergestellt. 

Auf politischer Ebene erlebt nun die „Konkordanz“ ein ähnliches Schicksal. Die Reichen set-
zen immer rücksichtsloser ihre Interessen durch. Economiesuisse, die Befehlszentrale der 
Arbeitgeber, unterstützt nun offen die SVP und hat entscheidend dazu beigetragen, dass Blo-
cher in den Bundesrat kam. Der politische Verwaltungsrat der Schweiz, der Bundesrat, ist nun 
so zusammengesetzt, wie es sich jene Arbeitgeber wünschen, die von einer Schweiz AG 
träumen, in welcher der Sozialstaat auf das absolute Minimum reduziert und der Service 
public weitgehend abgeschafft ist. Die SVP und in ihrem Windschatten FdP und Teile der 
CVP wollen im Namen von „mehr Eigenverantwortung“ und mehr „Eigeninitiative“ denen 
mehr zuhalten, die schon haben. Sie wollen den Sozialstaat und den Service public abbauen 
und gleichzeitig den Reichen Steuergeschenke machen. Denn im Unterschied zu den kleinen 
Leuten sind sie weder auf die AHV und gute Bildungsangebote angewiesen noch auf einen 
Zustupf des Staates für die Krankenkassen. Historiker Hans Ulrich Jost spricht von einer 
„Bush-Berlusconi-Blocher-Philosophie, bei der das Linke und Böse schon bei einem gemäs-
sigten bürgerlichen Liberalen beginnt und das Schlagwort „Eigenverantwortung“ schlicht 
Maximierung des Egoismus und Privilegierung der Finanzinteressen bedeutet.“ 

Der Druck des Volkes muss erhöht werden. Dazu dienen Initiativen und Referenden. Der Ab-
stimmungssonntag vom 8. Februar war ein positives Zeichen, denn das Volk hat dem Bundes-
rat und der SVP in der Verkehrs- und der Mieterpolitik die rote Karte gezeigt. Am 16. Mai 
gilt es dies in der Sozialpolitik zu wiederholen. Abstimmungen alleine werden jedoch nicht 
genügen. Auch auf politischer Ebene ist der Druck der Strasse nötig. Die fortschrittlichen Par-
teien können diese Angriffe nicht alleine parieren. Die einzige Kraft, die den Kern einer wie-
der erstarkten Bewegung für eine soziale Schweiz bilden kann und es bereits erfolgreich tut, 
ist die Gewerkschaftsbewegung. Letzte Beispiele sind die Mobilisierung von mehr als 35'000 
Leuten in Bern gegen den Rentenklau und das Sammeln von fast 200'000 Unterschriften ge-
gen die 11. AHV-Abbau-Revision in nur zwei Tagen. 

Historiker Hans Ulrich Jost stellt weiter fest, „hierzulande ist es bisher keiner dieser rechten 
Koalitionen je gelungen, die im Volk verankerte und von den Linken aufgenommene Idee der 
sozialen Gerechtigkeit gänzlich zu brechen.“ Denn genau um das geht es: Um die soziale Ge-
rechtigkeit. Die Gewerkschaften und die Linken kämpfen dafür, dass die Reichen einen Teil 
des Reichtums, den sie den Arbeitenden zu verdanken haben, durch den Sozialstaat zurückge-
ben. Den Sozialstaat verteidigen, heisst also nichts anderes, als für soziale Gerechtigkeit ein-
stehen. Die Linken als „rote Ratten“ zu bezeichnen, die am Geldsack der Reichen nagen, will 
verdecken, dass es die „goldbraunen Ratten“ der SVP sind, die dem arbeitenden Volk noch 
mehr Geld aus der Tasche nehmen wollen, um es in die Säcke der reichen und neureichen 
Egoisten zu schaufeln. 

„Die politischen Umgangsformen müssen härter und prägnanter werden (Ende der Streiche-
leinheitspolitik)“, fordert Baumeister-Hardliner Adrian Risi im Zuger Gewerbeblatt. Zu den 
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härteren Umgangsformen würde aber auch gehören, einzusehen, wenn man verloren hat. Dies 
gilt aber offenbar nicht für den SVP-Kassier Risi, der die Zuger Gerichte mit Klagen gegen 
die Gewerkschaft GBI beschäftigt. Die Rücksichtslosigkeit wird die Gewerkschaften dazu 
führen, dass auch sie „härter und prägnanter“ werden. Hierfür ist es aber nötig, dass die Ar-
beitenden Eigenverantwortung und Eigeninitiative wahrnehmen und mit den Gewerkschaften 
den Kampf für ihre Rechte und für soziale Gerechtigkeit führen. Eigenverantwortung und 
Eigeninitiative übernehmen, genau wie das die Leute von Zyliss bewiesen haben, als sie den 
Streik wagten. Und nicht nur sie: Wer streikt, weil alle anderen Formen der Kommunikation 
an der Arroganz des Chefs abprallen, steht auf und nimmt sein Schicksal in die Hand. Das 
Gleiche gilt nicht nur in den Betrieben, sondern zunehmend auch auf politischer Ebene. 

 

2. Die GBZ-Aktivitäten 

Solidaritärsdemo mit den Opfern des Zuger Öls 
Der GBZ und die GBI unterstützten am 11. Januar 2003 die von der SGA organisierte natio-
nale Solidaritäts-Demonstration mit den Opfern des Zuger Öls. An der Demo nahmen 600 
Leute teil. 

Lipa-Initiative 
Auf Initiative vom GBZ wurde das „Komitee für das Recht auf Berufsbildung“ gegründet. 
Co-Präsidenten waren Bruno Bollinger und AVZug-Präsident Armin Jans. Das Komitee or-
ganisierte die Kampagne für die Lipa-Initiative „für eine gesicherte Berufsbildung“. Fast 100 
Personen unterschrieben den Namensaufruf, der als Inserat veröffentlicht worden ist. Bruno 
Bollinger vertrat die Ja-Parole an der FdP-Delegiertenversammlung. Die Initiative wurde mit 
723'155 Ja (31.6%) bei 1'564'072 Nein deutlich abgelehnt und erzielte mit 8'584 Ja (23%) zu 
28'815 Nein auch in Kanton Zug ein sehr schlechtes Resultat. 

Kampagne gegen den Krieg 
Der GBZ unterstützte die Aktivitäten gegen den Krieg und trat dem „Zuger Bündnis gegen 
den Krieg“ bei. Der GBZ unterstützte ebenfalls die Friedenskundgebung vom 20. März 2003. 

AHV-Referendum 
Am 10. September (Rentenalarm) organisierte der GBZ eine Flugblattaktion beim Bahnhof 
Zug. SMUV und GBI mobilisierten für die nationale Demo am 20. September in Bern. Der 
GBZ organisierte ebenfalls die Aktionstage 2 x 24 Std. auf dem EPA-Platz in Zug. Weitere 
KollegInnen sammelten in Baar und in Cham. Insgesamt kamen 467 Unterschriften zusam-
men. Tatkräftig unterstützt wurde die Unterschriftensammlung von der SP und den Alternati-
ven. 

Nationalratswahlen 
Der GBZ unterstützte jene KandidatInnen, die Mitglied einer Gewerkschaft sind, sowie auch 
jene KandidatInnen, die in einem Berufsverband sind: Ruedi Hug (ehemals SMUV-
Präsident), Josef Lang (VPOD), Manuela Weichelt (VPOD), Erwina Winiger (LehrerInnen-
Verband), Alex Briner und Käty Hofer (beide Staatspersonalverband). Josef Lang wurde neu 
in den Nationalrat gewählt und eroberte so den Linken Sitz zurück. Der GBZ leistete mit sei-
ner Wahlunterstützung und der permanenten Medienarbeit, in der soziale und linke Anliegen 
verteidigt werden, einen nicht unwesentlichen Beitrag zu diesem linken Sieg. 
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3. GBZ-Veranstaltungen 

1. Mai 2003 
Vor der traditionellen 1. Mai-Kundgebung auf dem Landsgemeindeplatz „unter der Linde“ 
fand eine Demonstration statt, die beim Landsgemeindeplatz startete, über die Bahnhofstrasse 
zur Baustelle Bahnhof führte, wo GBI-Zentralsekretär Hansueli Scheidegger sprach. Über die 
Seestrasse gelangten die Demonstranten zurück zum Landsgemeindeplatz. 250 Personen 
nahmen an der Demo teil, sehr stark war die Beteiligung der Jugendlichen aus dem Umfeld 
der Revolutionären Jugend und der Lachenden Altbauten. Die Platzkundgebung auf dem 
Landsgemeindeplatz war besser besucht als die vorjährigen, etwa 400 Personen nahmen daran 
teil. Das diesjährige 1. Mai-Motto lautete: „Frauen Macht Gewerkschaft - Gemeinsam für 
mehr Gerechtigkeit!“. Aus diesem Anlass waren nur Rednerinnen auf dem Programm: Sybilla 
Schmid, GBZ-Vorstand und Präsidentin der Gleichstellungskommission, Käthi Hofer, SP-
Kantonsrätin und Anna Lustenberger-Seitz, SGA-Kantonsrätin. Stände mit Infos, Esswaren 
und Getränken versorgten die TeilnehmerInnen. Gut war die Berichterstattung in den Zuger 
Medien. Die 1. Mai-Demo wurde von der SGA, die 1. Mai-Kundgebung vom 1. Mai-Komitee 
organisiert, das aus dem GBZ, der SP, der SGA und der Frischen Brise besteht. 

Gewerkschaftsfrauen 
Am 26. September fand ein Werkstattgespräch mit Kolleginnen aus allen Verbänden satt. 10 
Frauen nahmen daran teil und diskutierten mit zwei Zuger Nationalratskandidatinnen. Am 10. 
November fand ein Anschlusstreffen mit 11 Frauen statt. Aus dem Frauennetz hat sich die 
Idee eines monatlichen Frauenstamms der Gewerkschafterinnen entwickelt. 

GBZ-Apéro mit der Kollegin und dem Kollegen aus dem Regierungsrat 
Am 4. November fand nach zwei Jahren Unterbruch wieder der traditionelle GBZ-Apéro mit 
Regierungsrätin Brigitte Profos und Regierungsrat Hanspeter Uster statt. 12 KollegInnen 
nützten die Gelegenheit, um mit den zwei KollegInnen in der Zuger Regierung über Asylpoli-
tik, Jugendgewalt, Polizeieinsatz gegen Jugendliche, Sozialpolitik und Spitalpolitik zu disku-
tieren. 

 

4. Informationspolitik 

Pressemitteilungen 
Regelmässig war der GBZ in den Medien präsent. Im vergangenen Jahr wurden folgende 
Pressemitteilungen veröffentlicht: 
(nZZ = Neue Zuger Zeitung; ZP = Zuger Presse; ZW = Zuger Woche) 

Prognosen 2003 
ZP (03.01.03): „Arbeitgeber zur Vernunft bringen" 

GBZ war an Öl-Demo dabei 
ZP (28.01.03): „Knurrende Profiteure und Egoisten" 
nZZ (23.01.03): „Zuger Gewerkschaftsbund war an Öl-Demo" 
ZW (29.01.03): „GBZ war an Öl-Demo dabei" 
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Mehr Lehrstellen nötig 
ZP (28.02.03): „Es braucht mehr Lehrstellen" 
nZZ (29.02.03): „Mehr Lehrstellen sind dringend nötig" 
ZW (05.03.03): „Mehr Lehrstellen sind nötig" 

GBZ Delegiertenversammlung 
ZP (19.04.03): „Vermehrt auf politische Kampagnen setzen" 
nZZ (6.04.03): „Gewerkschaftsbund: Harte Aktion in Zug" 
ZW (23.04.03): „Delegiertenversammlung des Zuger Gewerkschaftsbundes (GBZ)" 

1. Mai-Aufruf 
nZZ (29.04.03): „Für Frieden und Gerechtigkeit" 
ZW (30.04.03): „1. Mai-Demonstration in Zug" 

1. Mai-Streitgespräch zwischen Bruno Bollinger und Urs Hornecker (Industrieverband) 
nZZ (01.05.03): „Uns bleibt die Dreckarbeit" 

1. Mai 
ZP (02.05.03): „Markiges von gestandenen Politikerinnen am 1. Mai" 
nZZ (02.05.03): „250 Leute an 1.-Mai-Demo in Zug / Gleichstellung ist so fern wie schon 

immer" 

Betriebe unterstützen, die Lehrlinge ausbilden 
ZP (09.05.03): „Lehrlinge ausbilden, Betriebe unterstützen" 
nZZ (08.05.03): „Betriebe unterstützen, die Lehrlinge ausbilden" 
ZW (14.05.03): „Betriebe unterstützen, die Lehrlinge ausbilden" 

Zuger Komitee gegründet 
ZP (11.04.03): „Lehrstellen-Initiative: Zuger Pro-Komitee ins Leben gerufen" 
nZZ (03.04.03): „Recht aus Berufsbildung: Zuger Komitee ist für die Initiative" 
ZW (09.04.03): „Ja zur Lehrstellen-Initiative: Zuger Komitee gegründet" 

Streiken ist ein legitimes Recht 
ZP (02.08.03): „Streiken - ein legitimes Recht" 
nZZ (23.06.03): „Streiken ist ein legitimes Recht und keine Erpressung" 
ZW (09.07.03): „Streiken ist ein legitimes Recht" 

Hände weg von den Renten 
nZZ (11.09.03): „Pensionierte haben Anrecht auf existenzsichernde Rente" 

Ja zum neuen Lehrerbesoldungsgesetz 
nZZ (08.10.03): „Ja zum neuen Lehrerbesoldungsgesetz" 
ZW (15.10.03): „Ja zum neuen Lehrerbesoldungsgesetz" 

Zugunglück von Oerlikon: Stress tötet 
ZP (04.11.03): „Stress kann fatale Folgen haben" 
nZZ (03.11.03): „Zugunglück von Oerlikon: Stress tötet" 

Nein zum Abbau der AHV 
ZP (18.11.03): „Nein zum Abbau der AHV" 
nZZ (17.11.03): „Gewerkschaften gegen 11. AHV-Revision" 
ZW (26.11.03): „Nein zum Abbau der AHV" 
ZW (03.12.03): „Nein zum Abbau der AHV" 

Wahlaufruf zu den Nationalratswahlen: Arbeitende Bevölkerung vertreten 
nZZ (30.09.03): „Arbeitende Bevölkerung im Nationalrat vertreten" 
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GBI hat sich keinen Support gekauft 
nZZ (17.10.03): „Die Gewerkschaft GBI hat sich keinen Support gekauft" 

Linker Sitz zurückerobert 
nZZ (25.10.03): „Nationalratswahlen: Linker Sitz zurückerobert" 

AHV-Referendum in Rekordzeit zustande gekommen 
ZP (24.11.03): „Interview mit Brigitte Profos" 
nZZ (25.11.03): „AHV-Referendum: Unterschriften wurden in Rekordzeit gesammelt" 

Lego-Boss superreich, Arbeiter stellenlos 
ZP (02.12.03): „Reicher Boss, arbeitslose Büezer" 
nZZ (01.12.03): „Lego-Boss superreich, Arbeiter stellenlos" 
ZW (03.12.03): „Lego-Boss superreich, Arbeiter stellenlos" 

Tiefe Löhne im Kanton Zug 
ZP (09.12.03): „Die Mindestlohnforderung vom 3000 Franken netto ist noch lange nicht er-
füllt - auch im reichen Kanton Zug nicht" 

Bundesratswahl 
nZZ (12.12.03): „Bruno Bollinger nimmt Stellung" 

Arbeitgeber-Bundesrat wird soziale Gegensätze verstärken 
nZZ (15.12.03): „Arbeitgeber-Bundesrat wird Gegensätze verstärken" 
ZW (17.12.03): „Arbeitgeber-Bundesrat wird soziale Gegensätze verstärken" 
 

GBZ-Info 
Im vergangenen Berichtsjahr wurde allen GBZ-Delegierten das GBZ-Info geschickt. Das 
GBZ-Info geht auch an 100 uns nahestehende PolitikerInnen und InteressentInnen und ist im 
Jahr 2003 wieder viermal erschienen. 

• Nr. 50, April 2003: Prognosen 2003, 1. Mai, Rentenalter 60 auf dem Bau und Risi-
Blockade, Öl-Demo, Internationaler Tag der Frauen, Glencore, Lehrstellen-Initiative Lipa. 

• Nr. 51, Mai 2003: 1. Mai, SMUV GV, GBZ-DV. 

• Nr. 52, September 2003: AHV-Referendum, Streik. 

• Nr. 53, Oktober 2003: AHV-Referendum, Nationalratswahlen, Frauennetz. 

GBZ-Inserate 
In der Zuger Woche publiziert der GBZ seit dem Herbst 2003 Inserate zu aktuellen Themen: 

19.11.03: Nein zum Abbau der AHV 

01.10.03: Wahlaufruf des Zuger Gewerkschaftsbundes zu den Nationalratswahlen 

22.12.03: Starke Gewerkschaften gegen freche Arbeitgeber 

Vernehmlassungen 
Im Jahr 2003 wurde der GBZ in keine Vernehmlassung einbezogen. 
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5. Kommissionstätigkeit 

Konsultativkommission für Wirtschafts- und Konjunkt urfragen 
Am 26. März 2003 fand eine erste Sitzung statt, an der die Wirtschaftslage, Aktuelles von der 
Kontaktstelle Wirtschaft und eine Umfrage zur Zuger Wirtschaft behandelt wurden. Am 29. 
September fand eine zweite Sitzung statt. Themen waren: die Wirtschaftslage, Aktuelles von 
der Kontaktstelle Wirtschaft und erneut eine Umfrage zu den wirtschaftlichen Aussichten im 
Kanton Zug. Madeleine Landolt nahm an der ersten Sitzung teil, Bruno Bollinger konnte an 
keiner Sitzung dabei sein. 

Verein für Arbeitsmarktmassnahmen (VAM) 
Der GBZ wird durch Josy von Wyl, Vizepräsidentin, vertreten. In ihrem Bericht hält sie fest: 
„2003 hat wiederum eine grosse Herausforderung für die Mitarbeiter des VAM gebracht. Sie 
haben die schwierige Aufgabe mit Elan angepackt. Die Wirtschaft stagniert auch 2003. Es 
war wirtschaftlich gesehen für die verschiedenen Branchen ein schwaches bis schlechtes 
Jahr. Wobei der Kanton Zug einmal mehr weit über dem schweizerischen Mittel ein kleines 
Wachstum beim Bruttoinlandprodukt verzeichnen konnte. Die Arbeitslosenzahlen sind trotz-
dem weiter gestiegen und die Konkurse haben zugenommen. Der Kanton Zug konnte 30 - 40 
neue Firmen mit ca. 250 neuen Arbeitsplätzen ansiedeln, andere bestehende Firmen haben 
am Standort Zug ihre Aktivitäten ausgebaut. 
Wirtschaftsaussichten für 2004: Es wird mit einem bescheidenen Wirtschaftsaufschwung ge-
rechnet. Trotzdem dürften die Arbeitslosenzahlen auf einem in der Schweiz und dem Kanton 
Zug hohen Niveau verharren. 
Bedeutung des VAM: Für die Personen, die ihre Arbeit verloren haben, ist es sehr wichtig, 
professionelle und kompetente Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner zu haben. Der 
VAM-Vorstand ist mit der Arbeit der VAM-Mitarbeiter sehr zufrieden. 
Zusätzliche Gelder für arbeitslose Jugendliche: 2003 hat der Kanton zusätzliche Gelder für 
den Kampf gegen die Jugendarbeitslosigkeit gesprochen, von denen auch der VAM profitie-
ren konnte. 
Leistungsauftrag 2004: Er umfasst wiederum eine breite Palette von Dienstleistungen, wobei 
die Vermittlung von Stellen stärker gewichtet wird. RAV und VAM sollen auch 2004 im ge-
samtschweizerischen Vergleich weit vorne liegen. Der VAM wird die Arbeitgeber vermehrt 
kontaktieren. 
 

Kommission für die Gleichstellung von Frau und Mann 
Ruth Wyss vertritt neu die Gewerkschaften (GBZ und Christliche) und Sybilla Schmid 
Bollinger ist 2003 zur Präsidentin der Gleichstellungskommission gewählt worden. Sie be-
richtet: 
„Neue Präsidentin: Die Gleichstellungskommission hat in der Person von Kollegin Sybilla 
Schmid Bollinger eine neue Präsidentin gefunden. Sie vertritt neu die Frauenzentrale. Kolle-
gin Ruth Wyss (VPOD) vertritt neu die Gewerkschaften in der Gleichstellungskommission. 
Interne Weiterbildung: Die Gleichstellungskommission hat sich intern weitergebildet. Klarere 
Zielsetzungen und eine realistische Einschätzung der eigenen Möglichkeiten waren das Er-
gebnis eines halbtägigen Workshops. 
Ausstellung Kleine Kinder – Lust und Last: Beteiligung mit 2 Stellwänden (Gestaltung durch 
eine Schulklasse). Broschüre Familienergänzende Kinderbetreuung im Kanton Zug wird gra-
tis abgegeben. 
Projekt Umdenken öffnet Horizonte: Pilotprojekt abgeschlossen, Evaluationsbericht liegt vor. 
Die Bildungsdirektion und RR Matthias Michel wurden orientiert. 
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Projekt Offene Berufswahl: Zusammen mit 16+, dem Zuger Gewerbeverband, der Berufsbe-
ratung und dem Amt für Berufsbildung klären wir ab, wie die bisherige Berufsschau an der 
Zuger Messe abgelöst und wie der Gleichstellungsgedanke stärker integriert werden könnte, 
denn Berufe haben kein Geschlecht. 
Töchtertag: Wir verschicken die Unterlagen von 16+ an Schulen und Betriebe. Ziemlich 
grosses Echo in den Medien. 
Vernehmlassungen, Mitberichte: Die Vorschläge, die wir in unserem Mitbericht zur Revision 
des Opferhilfegesetzes gemacht haben, wurden in der offiziellen Vernehmlassung des Kantons 
Zug zu einem grossen Teil übernommen. Unsere Vorschläge bezüglich Ausrichtung von Kin-
der- und Familienzulagen im Kanton Zug wurden vom Regierungsrat zuhanden des Kantons-
rats entgegengenommen. Weitere Mitberichte sind in Arbeit. 
Verwaltungsinterne Gleichstellung: Die Gleichstellungskommission wurde beauftragt, die 
Aufgaben der inzwischen aufgelösten Arbeitsgruppe für die Gleichstellung innerhalb der kan-
tonalen Verwaltung zu übernehmen. Dafür wurden im Dezember 2003 Fr. 20'000.- gespro-
chen. 
Nationalratswahlen: Ein Presselunch wurde von uns organisiert. Die beiden Zeitungen Zuger 
Presse und Neue Zuger Zeitung waren vertreten. Konkrete Auswirkungen hat das Gespräch 
leider keine gehabt. 
Büroraum Sekretariat: Das Büro an der Hofstrasse wurde uns auf Ende März 2004 gekün-
digt. In der Zwischenzeit konnte ein Ersatz an der Hinterbergstrasse gefunden werden. 

Schlichtungsstelle für die Gleichstellung von Frau und Mann 
Bruno Bollinger ist Mitglied der Schlichtungsstelle. Im vergangenen Jahr kam es zu einer 
Verhandlung in Sachen „Gleicher Lohn“. 

Einigungsamt 
Hans Rüegg ist Mitglied des Einigungsamtes des Kantons Zug, Sybilla Schmid Bollinger Er-
satzmitglied. Das Einigungsamt wurde auch 2003 nicht angerufen. In den letzten 20 Jahren 
musste dieses nur einmal tagen. Der Zuger Regierungsrat hat Ende Januar 2004 das Eini-
gungsamt aufgelöst. Seine Aufgaben werden von der Tripartiten Kommission zur Überwa-
chung der flankierenden Massnahmen übernommen. 

Verein für die Betreuung der ausländischen ArbeitnehmerInnen 
Pietro Panico vertritt die Gewerkschaften im Vorstand des Vereins, der am 15. Mai 2003 sei-
ne GV abgehalten hat. Stadtrat Andreas Bossard wurde neu als Präsident gewählt. Der Vor-
stand traf sich zu zwei Sitzungen am 15. Mai und am 23. Oktober 2003. 

Berufsschulkommission der gewerblich-industriellen Berufsschule Zug 
(BSK) 
Ruedi Amrein vertritt den GBZ und verfasste folgenden Bericht: 
„Von den vier angesagten Sitzungen im Jahre 2003 fanden deren drei statt. Die Dezembersit-
zung wurde auf den Januar 2004 verschoben, weil an diesem 10. Dezember 2003 in Bern die 
denkwürdigen Bundesratswahlen stattfanden, die einige BSK- Sitzungsteilnehmer gern Live 
miterleben wollten. Im Januar 2003 fand die erste BSK-Sitzung unter der neuen Leitung von 
Volkswirtschaftdirektor Walter Suter statt. Sie diente unter anderem dazu, sich gegenseitig 
vorzustellen. Ernst Hügli war neu in der Funktion als Leiter des Amtes für Berufsbildung und 
Hugo Nussbaumer als neuer GIBZ- Rektor an der BSK- Sitzung zugegen. Auf Grund dieser 
personellen Änderungen mussten auch die Prorektorate 1+2 neu besetzt werden. Für das 
Prorektorat Gewerbliche Berufe wurde Patrick Zeigen, für jenes der Technischindustriellen 
Berufe Markus Forster gewählt. An jeder BSK- Sitzung wird vom Amt für Berufsbildung und  
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von der GBIZ Leitung über die aktuellen Vorkommnisse an der Schule und im Berufsbil-
dungswesen orientiert. Ausführlicher wurde über die überarbeiteten Arbeitsverträge für 
Lehrbeauftragte, die in Zusammenarbeit mit dem Kantonalen Personalamt neu aufgesetzt 
wurden, diskutiert. Ein weiteres Thema war die eidgenössische Vernehmlassung über die 
Verordnung zum neuen Berufsbildungsgesetz. Eine weitere Herausforderung im Zusammen-
hang mit den strukturellen und technischen Wandel in der Wirtschaft ist das Auftauchen von 
neuen, und das verschwinden alter Berufe. Die stark variierenden Schülerzahlen in gewissen 
Berufen von einem Jahr zum anderen erfordern präzise Kenntnisse, um vernünftige Klassen-
grössen planen zu können und so den Bedürfnissen von Betrieben und Schulen zu entspre-
chen. In diesem Zusammenhang werfen die ganzen Spardiskussionen ihre Schatten auch im 
Berufsbildungswesen voraus. Der Druck auf die Berufsbildung, wirtschaftliche und effiziente 
Klassengrössen zu bilden, wird steigen. Der Spielraum neuer Unterrichtsmodelle und For-
men, die den Bedürfnissen der unterschiedlichen Berufsgruppen und dem entsprechenden 
Bildungsstand der Lernenden entsprechen, wird auf Grund der knappen Finanzen zur Diskus-
sion gestellt. Als Gewerkschafter werden wir bei diesen Spardiskussionen ein waches Auge 
gebrauchen. Investitionen in die Berufsbildung sind in einer Zeit rasanten Wandels ein Gebot 
der Zeit. Sparen bei der Bildung bedeutet schlussendlich auch einen Angriff auf einen wichti-
gen Pfeiler unserer Demokratie und unsere demokratischen Rechte.“ 

 

Tripartite Kommission zur Überwachung der flankierenden Massnahmen 
zur Personenfreizügigkeit 
Der GBZ hat Giuseppe Reo, GBI-Sekretär, vorgeschlagen, der vom Regierungsrat auch ge-
wählt worden ist. 
 

6. Die GBZ-Verbände 

Mitgliederentwicklung  

 1980 1990 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 
GBH / GBI  669 1146 1286 1271 1255 1101 851 720 520 337 360 
GTCP (1) 41 29          
SMUV 987 843 887 885 960 1037 1’079 1’169 1‘069 1'138 1'051 
SEV 361 458 484 489 490 483 482 470 464 446 438 
VPOD 74 134 139 147 144 142 141 141 136 124 137 
GeKo (2) 76 77 77 76 80 81 84 60  173 152 
VHTL 50 20 20 19        
Comedia (3)     57 50 49 56   74 
Kanton Zug 2'258 2'707 2'893 2'887 2'986 2'894 2’686 2’616 2'189 2'218 2'212 
(1) Ab 1.1.93 nach Fusion von GBH und GTCP = GBI 
(2) PTT-Union ab 1998 in Gewerkschaft Kommunikation unbenannt 
(3) GDP nach Fusion mit SLB = Comedia 
Infolge Zusammenlegung der Innerschweizer Sektionen weisen die meisten Verbände kei-
ne separaten Zahlen für den Kanton Zug mehr aus. Aus diesem Grund verzichten wir da-
rauf, die Tabelle weiterzuführen. 
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GBI 
Das Gewerkschaftssekretariat wird von Luzern aus stundenweise bedient. Im Zuger Sekretari-
at arbeitet die Arbeitslosenkasse der GBI. Der Zuger Kantonalpräsident ist Fredy Frei. 

SMUV 
An der Generalversammlung vom 11. April 2003 wurde Ruedi Amrein als Sektionspräsident 
bestätigt. Pietro Panico betreut die Mitglieder auf dem Zuger Sekretariat. 

VPOD 
An der GV vom 14. März 2003 wurde Toni Gschwind als Präsident bestätigt. 

Gewerkschaft Kommunikation 
In Zug hat es keine Gewerkschaftsgruppe der GeKo mehr. 

SEV 
Auch im Jahr 2003 war von den SEV-Gruppen in Zug nichts zu erfahren. 

 

 

 

7. GBZ-Gremien 

GBZ-DV vom 15. April 2003 
22 KollegInnen und drei Gäste nahmen an der Delegiertenversammlung teil. Jahresbericht, 
Rechnung und Budget wurden angenommen. Für das Jahresprogramm wurden folgende 
Schwerpunkte festgelegt: Lehrstelleninitiative Lipa, 1. Mai, Nationalratswahlen. Im An-
schluss an die DV referierte Ursula Häberlin, Leiterin der GBI-Abteilung Gewerkschaftspoli-
tik und Projekte, zum Thema „Gewerkschaftspolitische Kampagnen“. Die Gewerkschaften 
engagieren sich seit Jahren auch in politischen Kampagnen. Aktuelles Beispiel ist die Lehr-
stellen-Initiative, die von der Gewerkschaftsjugend mitinitiert worden ist. In Zukunft werden 
die Gewerkschaften vermehrt auf Mobilisierungen der Direktbetroffenen setzen, um auch auf 
politischer Ebene Druck zu machen. Die neue Zuger Zeitung, die Zuger Presse und die Zuger 
Woche berichteten über die DV. 
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GBZ-Vorstand 
Der GBZ-Vorstand setzte sich wie folgt zusammen: 
Bruno Bollinger (SMUV), Präsident; 
Josy von Wyl (GBI), Vizepräsidentin; 
Pietro Panico (SMUV), Vizepräsident; 
Sybilla Schmid Bollinger (SMUV), Kassierin; 
Toni Gschwind (VPOD). 

Neben den regelmässigen Ressortberichten (Frauen, Verein für Arbeitsmarktmassnahmen, 
Gleichstellungskommission, Politik) wurden folgende Schwerpunktthemen behandelt: 

14. Januar 1. Mai, kantonale Krankenkassen-Initiativen, Beiträge der Verbände 

18. März 1. Mai, Lipa-Kampagne, Kampagne gegen den Krieg, GBZ-DV 

10. Juni 1. Mai, Lipa-Kampagne, GBZ-DV 

10. September AHV-Kampagne, Nationalratswahlen, GBZ-Inserate in Zuger Woche 

18. November AHV-Kampagne, Nationalratswahlen, 1. Mai 

Den Kolleginnen und Kollegen vom Vorstand danke ich an dieser Stelle für ihre Mitarbeit. 

Am 5. Dezember 2003 hat der Vorstand alle GBZ-Aktiven im Centro italiano zu einem Im-
biss eingeladen. Da sich nur wenige KollegInnen angemeldet haben, wurde der Imbiss abge-
sagt. 

 

 

8. Schlussbemerkungen 
Ende 2004 werden GBI, SMUV und VHTL zur Interprofessionellen Gewerkschaft UNIA 
fusionieren. In der Zentralschweiz wird es vorerst zwei Sektionen geben. Vorgesehen ist aber, 
dass möglichst bald auch eine eigenständige Sektion Zug gegründet wird. Die UNIA wird 
also die Voraussetzungen dafür schaffen, dass in Zug wieder verstärkt Gewerkschaftsarbeit 
auf dem Terrain gemacht werden kann. Eine der erklärten Ziele der Megagewerkschaft ist es 
ja, dass die Präsenz vor Ort und bei den Mitgliedern ausgebaut wird. Dies ist ganz im Sinne 
des GBZ-Vorstandes, der sich seit Jahren für die Aufrechterhaltung des gewerkschaftlichen 
Standortes Zug engagiert. 

 

 

 

25. Februar 2004 / Bruno Bollinger, Präsident GBZ 


